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(Nr. 11061.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Zwiſchen⸗ 
kredit bei Rentengutsgründungen, vom 12. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 300). 
Vom 20. Juli 1910. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Das Geſetz vom 12. Juli 1900 Geſetzſamml. S. 300), betreffend die 
Gewährung von Zwiſchenkredit bei Rentengutsgründungen, erhält folgende Faſſung: 


* 

Soweit für die Errichtung von Rentengütern die Vermittelung der General⸗ 
kommiſſion eintritt, kann der erforderliche Zwiſchenkredit aus den Beſtänden des 
Reſervefonds der Rentenbanken gewährt werden. 

Dem Fonds darf hierfür ein Betrag bis zu fünfzehn Millionen Mark 
entnommen werden. 
82. 


§ 3. 
Unverändert. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Drontheim, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 20. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


Unverändert. 


Geſetzſammlung 1910. (Nr. 1106111065.) 33 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Auguſt 1910. 
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=, 


(Mr. 11062.) Geſetz, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 26. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Sl. | 
Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tagegelder nach den folgenden 
Sätzen: 


Sanne . 35 Mark, 
H. Beamte der erſten Nangklaſſ 2... once ae. 28 
III. Beamte der zweiten und dritten Rangklaſſ 22% 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangklaſſãmqu 15 
V. Beamte, die nicht zu den obigen Klaſſen gehören 12 

ſoweit fie bisher zu dieſem Satze berechtigt waren, 
VI. Subalternbeamte der Provinzial⸗, Kreis⸗ und Lokalbehörden 
und andere Beamte gleichen Rangeo s. 8 
VII. Andere Beamte B53 6 
ſoweit ſie bisher zu dieſem Satz berechtigt waren, 
iu übrige are A. 


Wird die Dienftreife an demſelben Tage angetreten und beendet, ſo werden 
ermäßigte Tagegelder gewährt, und zwar bei I 23 Mark, bei II 18 Mark, bei 
III 15 Mark, bei IV 12 Mark, bei V 9 Mark, bei VI 6 Mark, bei VII 
4,50 Mark oder 3 Mark. 

Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird ſie innerhalb 24 Stunden 
beendet, jo wird das einundeinhalbfache der Sätze unter I bis VII gewährt. 


$ 2. 

Werden etatmäßig angeftellte Beamte vorübergehend auferhalb ihres Wohn- 
orts bei einer Behörde befchäftigt, fo erhalten fie neben ihrer Beſoldung die im 
§ 1 Abſ. 1 feſtgeſetzten Tagegelder. 

Dauert eine ſolche Beſchäftigung dieſer Beamten längere Zeit, fo beſtimmt 
die vorgeſetzte Behörde die Höhe der Tagegelder. Das Gleiche gilt, wenn nicht 
etatmäßig angeſtellte Beamte außerhalb ihres Wohnorts verwendet werden. 

Für die Dauer der Hin⸗ und Rückreiſe erhalten die Beamten auf jeden 


Fall die im § 1 Abſ. 1 feſtgeſetzten Tagegelder. 


i 8 3. = 
Bei Dienftreifen erhalten an Fahrkoſten für das Kilometer, einſchließlich 
der Koſten der Gepäckbeförderung, 5 5 


„„ 


1. für Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen oder Schiffen zurückgelegt werden 
können, 
a) die im § 1 unter I bis IV genannten Beamten . 9 Pfennig, 
wenn der Fahrpreis für die erſte Wagenklaſſe bezahlt 


f ee T. . 
b) die unter V und VI genannten Beamten 7 . 

wenn der Fahrpreis für die zweite Wagenklaſſe oder 

die erſte Schiffsklaſſe bezahlt iſt, ſonſũt . 5 a 
e) die unter VII genannten Beamten 5 5 


2. für Wegeſtrecken, die nicht auf Eifenbahnen, Kleinbahnen 
oder Schiffen zurückgelegt werden können, 
a) die unter 1 bis IV genannten Beamten 60 - 
b) die unter V und VI genannten Beamten 40 . 
e) die unter VII genannten Beamten 30 3 
Der Nachweis, für welche Wagen⸗ oder Schiffsklaſſe der Fahrpreis bezahlt 
iſt, wird durch die Verſicherung des Beamten geführt. 
In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 erhalten für jeden Zu⸗ oder Abgang am 
Wohnort oder an einem auswärtigen Ubernachtungsorte 


die unter I bis IV genannten Beamten 1/80 Mark, 
die unter V und VI genannten Beamten 170 
die unter VII genannten Beamten 0% =. 


Hat in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 einer der unter I und II genannten 
Beamten einen Diener mitgenommen, ſo erhält er für dieſen 5 Pfennig für 
das Kilometer. 

Haben in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 2 mehrere Beamte gemeinſchaftlich 
dasſelbe Verkehrsmittel benutzt, ſo erhält der einzelne Beamte 30 Pfennig für 
das Kilometer, es ſei denn, daß die Fahrkoſten des einzelnen Beamten ſich trotz 
der gemeinſchaftlichen Benutzung des Verkehrsmittels nicht ermäßigt haben. 


SA 
Über die Benutzung von Kleinbahnen (Straßenbahnen) und Kraftwagen 
durch die Beamten bei Dienſtreiſen und über die Höhe der in dieſen Fällen zu 
gewährenden Fahrkoſten beſtimmt das Staatsminiſterium das Nähere. 


§ 5. 5 
Soweit Beamte Dienſtreiſen mit unentgeltlich geſtellten Verkehrsmitteln 
ausführen, erhalten ſie, abgeſehen von den beſtimmungsmäßigen Entſchädigungen 
für Zu⸗ und Abgang, keine Fahrkoſten. Das Nähere darüber beſtimmt das 
Staatsminiſterium, das auch eine Entſchädigung für Nebenkoſten gewähren kann. 
337 
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8 6. a 
Die Fahrkoſten werden für die Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. 
Hat ein Beamter Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach- 
einander erledigt, ſo iſt der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg ungeteilt 
der Berechnung der Fahrkoſten zu Grunde zu legen. 
Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 


| § 7. 

Für Geſchäfte am Wohnort erhält der Beamte keine Tagegelder und Fahr⸗ 
koſten. Dies gilt auch von Geſchäften außerhalb des Wohnorts in geringerer 
Entfernung als zwei Kilometer von dieſem. War der Beamte durch außergewöhnliche 
Umſtände genötigt, eine Fahrgelegenheit zu benutzen, oder hat er ſonſtige not- 
wendige Unfoften wie Brücken- oder Fährgeld gehabt, fo werden die Auslagen 
erſtattet. 

. Für einzelne Ortſchaften kann der Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter beſtimmen, daß den Beamten bei Geſchäften außerhalb des 
Dienſtgebäudes die verauslagten Fahrkoſten erſtattet werden. 


§8. 

Haben an Fahrkoſten, einſchließlich der Auslagen für Zu- und Abgänge, 
höhere als die beſtimmungsmäßigen Beträge aufgewendet werden müſſen, fo find 
dieſe zu erſtatten. 

Erfordert eine Dienſtreiſe einen außergewöhnlichen Aufwand, ſo kann der 
Verwaltungschef einen Zuſchuß oder eine Pauſchvergütung bewilligen. Das 
Gleiche gilt für Reiſen außerhalb des Reichsgebiets. 


§ 9. 

Für Beamte, denen ein Amtsbezirk überwieſen iſt, oder die durch die Art 
ihrer Dienſtgeſchäfte zu häufigen oder regelmäßig wiederkehrenden Dienſtreiſen 
genötigt werden, kann das Staatsminiſterium oder der Verwaltungschef in Ge— 
meinſchaft mit dem Finanzminiſter an Stelle der geſetzmäßigen Tagegelder und 
Fahrkoſten anderweitige Beträge feſtſetzen. Das Gleiche gilt für Dienſtreiſen zwiſchen 
nahe gelegenen Orten. f 

$ 10. 

Beamte, die für ihre Reiſen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben oder in 
ihrem Einkommen eine Pauſchſumme für Reiſekoſten oder für die Unterhaltung 
von Fahrzeug oder Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Fahrkoſten nur 
dann, wenn ſie außerhalb ihres Amtsbezirkes Dienſtgeſchäfte erledigen und der 
Ort des Dienſtgeſchäfts nicht weniger als 2 Kilometer von der Grenze des Amts: 
bezirkes entfernt iſt. 


„ 


SEI. 

Werden Beamte, die nach den $$ 9, 10 eine Pauſchſumme beziehen, 
wegen Urlaubs oder ſonſtiger Verhinderung vertreten, ſo haben ſie den Stell⸗ 
vertreter angemeſſen zu entſchädigen. Die Entſchädigung und die unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden zuläſſigen Ausnahmen beſtimmt die vorgeſetzte Behörde und 
zwar, ſofern nicht allgemeine Anordnungen beſtehen, nach Anhörung der be 
teiligten Beamten. 

$ 12. 

Beamte, die fich im Vorbereitungsdienſte befinden, erhalten für Dienit- 
reiſen Tagegelder und Fahrkoſten, wenn die Reiſen nicht lediglich zum Zwecke 
ihrer Ausbildung erfolgen. Ob dies der Fall iſt, entſcheidet die vorgeſetzte Behörde. 


8 13. 

Der mit dem Amte verbundene Rang iſt für die Feſtſtellung der Tage⸗ 
gelder- und Fahrkoſtenſätze maßgebend, auch wenn der perſönliche Rang des 
Beamten höher iſt. Beamte, die im Range zwiſchen zwei Klaſſen ſtehen, ev 
halten die für die niedrigere Klaſſe beſtimmten Sätze. Für Beamte, denen ein 
beſtimmter Rang nicht verliehen iſt, entſcheidet der Verwaltungschef in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Finanzminiſter über die ihnen nach dieſem Geſetze zu ge- 
währenden Sätze. 

$ 14. 

Für die Anfprüche der Beamten auf Grund der Vorſchriften über die 
Reiſekoſten der Staatsbeamten ſind die Ausführungsbeſtimmungen maßgebend, 
die vom Staatsminiſterium oder, ſoweit die Zuſtändigkeit der Verwaltungschefs 
und des Finanzminiſters begründet iſt, von dieſen getroffen werden. 


915. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1910 in Kraft. 
Für Dienſtreiſen, die vor dem 1. Oktober 1910 begonnen und an dieſem 
Tage oder ſpäter beendigt werden, ſind die Tagegelder und Fahrkoſten nach den 
bisherigen Beſtimmungen zu gewähren. 


$ 16. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen find aufgehoben. Wo 
in beſonderen Vorſchriften auf die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen Bezug 
genommen wird, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an deren 
Stelle. 

Se 

Die geſetzlichen und ſonſtigen Vorſchriften, die für einzelne Dienſtzweige 
oder Dienſtgeſchäfte über die Tagegelder und Fahrkoſten der Beamten ergangen 
ſind, bleiben in Kraft. Sie können durch Königliche Verordnung abgeändert 
werden. 


— Ish 

Abgeſehen von den Fällen des § 8 Abſ. 2 dürfen aber nicht höhere als 
die im § 1 Abſ. 1 und § 3 beſtimmten Vergütungen gewährt werden und iſt 
eine über die Vorſchrift des § 6 hinausgehende Abrundung der Entfernungen 
und die Gewährung der beſtimmungsmäßigen Tagegelder und Fahrkoſten bei 
geringerer Entfernung als zwei Kilometer nicht ſtatthaft. a 

Unter den gleichen Beſchränkungen kann die Gewährung von Tagegeldern 
und Fahrkoſten für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtgeſchäfte auch ferner durch 
Königliche Verordnung beſonders geregelt werden. 

Desgleichen können die Sätze von Tagegeldern und Fahrkoſten, welche 
den in Angelegenheiten der direkten Staatsſteuern berufenen Kommiſſions⸗ und 
Ausſchußmitgliedern zu gewähren find, durch Königliche Verordnung geändert 
oder neu beſtimmt werden. 

Alle Königlichen Verordnungen und allgemeinen Anordnungen des Staats⸗ 
miniſteriums ſowie des Verwaltungschefs in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter, 
welche auf Grund der $$ 4, 5, 9, 14, 17 dieſes Geſetzes ergangen ſind, find 
dem Landtage, wenn er verſammelt iſt, ſofort, ſonſt bei feinem nächſten Zu⸗ 
ſammentritte vorzulegen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Aaleſund, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


Nr. 11063.) Verordnung, betreffend die Mitwirkung des Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
in den militäriſchen Angelegenheiten der Hohenzollernſchen Lande. Vom 
14. Juni 1910. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 8 

Nachdem infolge Meines Erlaſſes vom 11. Auguſt 1909 (A. V. Bl. S. 355) 
die Hohenzollernſchen Lande in militäriſcher Beziehung und in Erſatzangelegenheiten 
in den Bezirk des XIV. Armeekorps übergetreten und die Geſchäfte der Zivil⸗ 
behörde in der Erſatzbehörde III. Inſtanz für die Hohenzollernſchen Lande auf 
den Regierungspräſidenten in Sigmaringen übergegangen find, werden die ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen des § 1 Abſ. 2 und 3 und des § 7 der Verordnung 
über die Organiſation der Verwaltungsbehörden der Hohenzollernſchen Lande 
vom 7. Januar 1852 (Gefekfamml, S. 35) hierdurch aufgehoben. Soweit in 
den übrigen militäriſchen Angelegenheiten der Hohenzollernſchen Lande dem Ober⸗ 


— 15 — 


präſidenten der Rheinprovinz bisher die Mitwirkung zuſtand, wird die Wahr⸗ 
nehmung dieſer Geſchäfte dem Regierungspräſidenten in Sigmaringen übertragen. 


82. 
Die Miniſter des Innern und des Krieges ſind mit der Ausführung dieſer 
Verordnung beauftragt. 5 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 14. Juni 1910. 
(J. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. 
Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 


(Nr. 11064.) Verordnung zur Ausführung des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 860). Vom 25. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen zur Ausführung des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 860) auf Grund des § 121 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 237), was folgt: 


Über die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines 
Stellenvermittlers beſchließt, vorbehaltlich der Ausnahme im § 2, nach Anhörung 
der Ortspolizeibehörde der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß. Wird von der Ortspolizei⸗ 
behörde Widerſpruch erhoben, ſo darf die Erlaubnis nur auf Grund mündlicher 
Verhandlung im Verwaltungsſtreitwerfahren erteilt werden. 

Wird die Erlaubnis verſagt, ſo ſteht dem Antragſteller binnen zwei Wochen 
der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitwerfahren vor dem 
Kreis: (Stadt-) Ausſchuſſe zu. 

Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes tft endgültig. 

In den zu einem Landkreiſe gehörenden Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat kkollegialiſche 
Gemeindevorſtand). ö 


§ 2. 
Über Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines 
Stellenvermittlers für Bühnenangehörige beſchließt der Bezirksausſchuß. § 1 
Abſ. 1, 2 gilt entſprechend. 
Im Landespolizeibezirke Berlin tritt an die Stelle des Bezirksausſchuſſes 
der Polizeipräſident. Gegen ſeinen verſagenden Beſcheid findet binnen zwei 
Wochen die Klage beim Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


„ 6 


Se 
Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe ge 
hörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, entſcheidet 
auf Klage der Ortspolizeibehörde: 
a) über die Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe des Gewerbes 
eines Stellen vermittlers; 
b) über die Unterſagung des Gewerbebetriebs ſolcher Stellenvermittler, 
welche ihn vor dem 1. Oktober 1900 begonnen haben; 
e) über die Unterſagung des Betriebs eines nicht gewerbsmäßigen Stellen⸗ 
oder Arbeitsnachweiſes. 


4. 

Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1910 in Kraft. Zu gleicher Zeit 
tritt die Verordnung vom 30. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 308), ſoweit ſie das 
Gewerbe eines Geſindevermieters oder Stellenvermittlers betrifft, außer Kraft. 

- Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1910. 


(J. S.) Wilhelm. 
Sydow. v. Dallwitz. 


(Nr. 11065.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Ufingen. Vom 8. Auguſt 1910. 


Aif Grund der Artikel 15 und 40 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 
1899 GGeſetzſamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmel⸗ 
dung von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Aus⸗ 
ſchlußfriſt von ſechs Monaten ö 
für die ausſchließlich im Bezirke des Amtsgerichts Uſingen belegenen, zur 
Gemarkung Naunſtadt gehörigen, am 1. Januar 1900 vorhandenen 
Bergwerke Naunftadt, York, Treu Floretta, Gorr, Metz II, Erzengel II, 
Grünewald, Olle Camellen, Dottelhaucher, Merkur IV, Cersky, Editha 
und für die zugleich in anderen Amtsgerichtsbezirken belegenen, eben⸗ 
falls zur Gemarkung Naunſtadt gehörigen, am 1. Januar 1900 vor⸗ 
N handenen Bergwerke Florian II und Triddelfitz 
am 15. September 1910 beginnen ſoll. 
Berlin, den 8. Auguſt 1910. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 
Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poftanftalten zu richten. 


